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Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 57. Sitzung am 19. Novem- 
ber 1954 beschlossene Gesetz über den Finanzausgleich unter den 
Ländern (Länderfinanzausgleichsgesetz) — Drucksachen 480 An- 
lage III, 960 Anlage III, 990 — erhält die sich aus der Anlage erge- 
bende Fassung. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 
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Anlage 


Gesetz 

über den Finanzausgleich unter den Ländern 
(Länderfinanzausgleichsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausgleichsleistungen 

Zur Durchführung des Finanzausgleichs 
unter den Ländern werden aus Beiträgen der 
ausgleichspflichtigen Länder (Ausgleichsbei- 
träge) Zuschüsse an die ausgleichsberechtigten 
Länder (Ausgleichszuweisungen) geleistet. Die 
Beiträge werden den im § 4 Abs. 1 bezeich- 
neten Steuereinnahmen der ausgleichspflich- 
tigen Länder entnommen. 

§ 2 

Ausgleichspflichtige und ausgleichs- 
berechtigte Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, 
deren Steuerkraftmeßzahl in dem Rechnungs- 
jahr, für das der Ausgleich durchgeführt wird 
(Ausgleichsjahr), ihre Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt. 

(2) Ausgleichsberechtigt sind die Länder, 
deren Steuerkraftmeßzahl im Ausgleichsjahr 
95 vom Hundert ihrer Ausgleichsmeßzahl 
nicht erreicht. 

§ 3 

Steuerkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Steuerkraftmeßzahl eines Landes ist 
die Summe seiner Steuereinnahmen (§ 4) und 
der Realsteuereinnahmen seiner Gemeinden 
(§ 5), vermindert um die Beträge zur Abgel- 
tung von Sonderbelastungen (§ 6). 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist 
die mit seiner veredelten Einwohnerzahl 


(§ 7) vervielfachte bundesdurchschnittliche 
Steuerkraftmeßzahl je Einwohner. 



(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gel- 
ten die ihm im Ausgleichsjahr zugeflossenen 
Einnahmen aus seinem Anteil an der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer, 
aus der Vermögensteuer, der Erbschaftsteuer, 
der Biersteuer und aus den Verkehrsteuern 
mit Ausnahmen der Totalisatorsteuer, der 
Spielbankabgabe und der Steuern mit örtlich 
bedingtem Wirkungskreis. 

(2) Von den Einnahmen eines Landes aus 
der Vermögensteuer werden die Beträge ab- 
gesetzt, die das Land als Zuschuß nach § 6 
Abs. 1 und 2 des Lastenausgleichsgesetzes vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) 
im Ausgleichsjahr an den Ausgleichsfonds ge- 
leistet hat. 

§ 5 

Real Steuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemein- 
den eines Landes gelten die nach Absatz 5 
herabgesetzten Steuerkraftzahlen der Grund- 
steuer und der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital, die für das Rechnungsjahr er- 
mittelt sind, das dem Ausgleichsjahr voraus- 
geht. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt: 

l.die Grundbeträge der Grundsteuer von den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
mit 160 vom Hundert; 
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2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer 
von den Grundstücken 

die ersten 12 000 Deutsche Mark einer Ge- 
meinde mit 160 vom Hundert, 

die weiteren 48 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 180 vom Hundert, 

die weiteren 90 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 200 vom Hundert, 

die weiteren 100 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 225 vom Hundert, 

die 250 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Beträge einer Gemeinde mit 

250 vom Hundert; 

3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital mit 250 vom Hundert. 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in 
dem Rechnungsjahr, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht, geteilt durch die in diesem Rech- 
nungsjahr in Geltung gewesenen Hebesätze. 

(3) Für die Errechnung der Steuerkraftzah- 
len eines Landes ist die Summe der Grund- 
beträge maßgebend, die das Statistische Bun- 
desamt nach dem Ergebnis der Gemeinde- 
finanzstatistik festgestellt hat. Bei der Grund- 
steuer von den Grundstücken gilt für alle 
Gemeinden einer Gemeindegruppe einheitlich 
der im Durchschnitt auf eine Gemeinde der 
Gruppe entfallende Grundbetrag; maßgebend 
sind die folgenden Gemeindegruppen: 

Gemeinden bis 2000 Einwohner, 
Gemeinden über 2 000 bis 3 000 Einwohner, 
Gemeinden über 3 000 bis 5 000 Einwohner, 
Gemeinden über 5 000 bis 10000 Einwohner, 
Gemeinden über 1 0 000 bis 20 000 Einwohner, 
Gemeinden über 20 000 bis 50000 Einwohner, 
Gemeinden über 50 000 bis 1 00000 Einwohner, 
Gemeinden über 100000 Einwohner. 

(4) Durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, können bei der Er- 
rechnung der Steuerkraftzahlen Ungleichhei- 
ten ausgeglichen werden, die sich aus einer 
verschiedenen Einheitsbewertung des Grund- 
besitzes im Bundesgebiet ergeben. 

(5) Die nach Absatz 1 bis 4 errechneten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, der 
Grundsteuer von den Grundstücken und der 
Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital wer- 
den je für sich nach einem für alle Länder 
einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte des 
Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden aus 


der Grundsteuer von den land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben, aus der Grund- 
steuer von den Grundstücken und aus der 
Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummen- 
steuer in dem Kalenderjahr eingenommen 
haben, das in dem Ausgleichsjahr endet. 


§ 6 


Sonderbelastungen 


(1) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, 
die den Ländern Bremen und Hamburg aus 
der Unterhaltung ihrer Seehäfen erwachsen, 
werden die nach §§ 4 und 5 ermittelten 
Steuereinnahmen dieser Länder um 5 vom 
Hundert gekürzt. 

(2) Zur Abgeltung der übermäßigen Be- 
lastungen des Landes Schleswig-Holstein wer- 
den die nach §§ 4 und 5 ermittelten Steuer- 
einnahmen dieses Landes um 17,5 vom Hun- 
dert gekürzt. 


§ 7 


Einwohnerzahl 


Zur Ermittlung der Ausgleichsmeßzahl 
eines Landes wird von seiner Einwohnerzahl 
(Wohnbevölkerung) ausgegangen, die das Sta- 
tistische Bundesamt am 30. September des 
Ausgleichsjahres festgestellt hat. Die Einwoh- 
nerzahlen der Gemeinden eines Landes wer- 
den mit den folgenden Ansätzen je Einwoh- 
ner gewertet: 

die ersten 

5 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
100 vom Hundert, 

die weiteren 

15 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
110 vom Hundert, 

die weiteren 

80 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
115 vom Hundert, 

die weiteren 

400 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
120 vom Hundert, 

die weiteren 

500 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
125 vom Hundert, 

die weiteren Einwohner einer Gemeinde 

mit 

155 vom Hundert. 

Die hiernach errechneten überhöhten Einwoh- 
nerzahlen werden nach einem für alle Länder 
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einheitlichen Hundertsatz soweit ermäßigt, 
daß die Summe die wirkliche Einwohnerzahl 
des Bundesgebietes ergibt. 


§ 8 


Bemessung der Ausgleichszuweisungen und 
der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der aus- 
gleichsberechtigten Länder werden mit ge- 
staffelten Hundertsätzen von den Beträgen 
errechnet, um die ihre Steuerkraftmeßzahl 
hinter 95 vom Hundert ihrer Ausgleichs- 
meßzahl zurückbleibt. Hierbei werden an- 
gesetzt: 

1 . der Betrag, der an 80 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

100 vom Hundert, 

2. der Betrag, der von 80 bis 90 vom Hun- 
dert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

70 vom Hundert, 

3. der Betrag, der von 90 bis 95 vom Hun- 
dert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

35 vom Hundert. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichs- 
pflichtigen Länder werden mit einem ein- 
heitlichen Hundertsatz von den Beträgen 
errechnet, um die ihre Steuerkraftmeßzahl 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. Der Hun- 
dertsatz wird so bemessen, daß die Summe 
der Ausgleichsbeiträge mit der Summe der 
Ausgleichszuweisungen übereinstimmt. 

(3) Die Ausgleichsbeiträge der Hansestädte 
werden um den Betrag herabgesetzt, um den 
ihre Steuerkraftmeßzahl nach Abzug ihres 
Ausgleichsbeitrages (Absatz 2) kleiner ist als 
der nach Absatz 4 zu errechnende Vergleichs- 
betrag. Bei der Ermittlung der Steuerkraft- 
meßzahl werden die Landessteuereinnahmen 
nach § 4, die ungekürzten Realsteuereinnah- 
men nach § 5 Abs. 1 bis 4 im Ausgleichsjahr 
und die Beträge zur Abgeltung der Sonder- 
belastungen nach § 6 Abs. 1 angesetzt. 

(4) Der Vergleichsbetrag ist die Summe 
der auf den Einwohner entfallenden, um die 
Aurgicxhsbeiträge (Absatz 2) verminderten 
Steuereinnahmen (§ 4) der Länder Baden- 
Württemberg und Nordrhein-Westfalen und 
der auf den Einwohner entfallenden unge- 
kürzten Realsteuereinnahmen (§ 5 Abs. 1 
bis 4) der Städte Stuttgart und Köln im 
Ausgleichsjahr, vervielfacht mit der Ein- 
wohnerzahl der Hansestadt. § 7 Satz 1 gilt 
entsprechend. 


(5) Der nach Absatz 3 ausfallende Betrag 
wird von den ausgleichspflichtigen Ländern, 
auf die Absatz 3 keine Anwendung findet, 
nach Maßgabe des Absatzes 2 zusätzlich auf- 
gebracht. 


§ 9 


Feststellung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 


Der Bundesminister der Finanzen stellt 
nach Ablauf des Ausgleichsjahres die endgül- 
tige Höhe der Ausgleichszuweisungen und der 
Ausgleidisheiträge durch Rechtsverordnung 
fest, die der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf. 


§ 10 

Vollzug des Finanzausgleichs während des 
Ausgleichsjahres 

(1) Der Finanzausgleich wird während des 
Ausgleichsjahres auf Grund vorläufiger Be- 
messungsgrundlagen vollzogen. Die vorläu- 
figen Ausgleichszuweisungen und die vor- 
läufigen Ausgleichsbeiträge werden nach den 
§§ 1 bis 8 ermittelt; jedoch werden zugrunde 
gelegt: 

1. die Steuereinnahmen der Länder (§ 4) in 
dem Kalenderjahr, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht; 

2. die Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(§ 5) nach den Steuergrundbeträgen, die 
das Statistische Bundesamt zuletzt festge- 
stellt hat; die nach diesen Steuergrundbe- 
trägen ermittelten Steuerkraftzahlen wer- 
den nach § 5 Abs. 5 auf die Hälfte der 
Beträge herabgesetzt, die die Gemeinden 
aus den Realsteuern in dem Kalenderjahr 
eingenommen haben, das dem Ausgleichs- 
jahr vorausgeht; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 7), die das Sta- 
tistische Bundesamt am 30. September des 
Jahres festgestellt hat, das dem Ausgleichs- 
jahr vorausgeht. 

(2) Ergibt sich im Laufe des Ausgleichs- 
jahres, daß die Steuereinnahmen oder die 
Einwohnerzahlen der Länder im Verhältnis 
zueinander eine wesentlich andere Entwick- 
lung nehmen als im vorausgegangenen Ka- 
lenderjahr, kann die vorläufige Bemessung 
der Ausgleichsleistungen dieser Entwicklung 
angepaßt werden (§11 Abs. 2). 
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§ 11 


Zahlungsverkehr während des 
Ausgleichsjahres 


(1) Der Zahlungsverkehr wird während 
des Ausgleichsjahres in der Weise abgewik- 
kelt, daß die Ablieferung des Bundesanteils 
an der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer (§ 5 Abs. 1 des Vierten Uber- 
leitungsgesetzes vom .... 1955 — Bundes- 
gesetzbl. I. S. ... — ) um die vorläufigen 
Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichtigen 
Länder erhöht und um die vorläufigen Aus- 
gleichszuweisungen der ausgleichsberech- 
tigten Länder ermäßigt wird. Soweit durch 
diese Ermäßigung der Anspruch eines aus- 
gleichsberechtigten Landes nicht voll gedeckt 
wird, überweist der Bundesminister der 
Finanzen diesem Land den nicht gedeckten 
Teil der vorläufigen Ausgleichszuweisungen 
in monatlichen Teilbeträgen. 

(2) Das Nähere bestimmt der Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 


§ 12 

Endgültige Abrechnung 

Unterschiede zwischen den vorläufigen und 
den endgültigen Ausgleichsbeiträgen und 
Ausgleichszuweisungen werden durch Über- 
weisungen ausgeglichen, die mit dem Inkraft- 
treten der im § 9 vorgesehenen Rechtsver- 
ordnung fällig werden. Der Bundesminister 
der Finanzen trifft die für den Überwei- 
sungsverkehr erforderlichen Anordnungen. 

§ 13 

Berlin 

(1) Das Land Berlin nimmt bis auf weite- 
res am Finanzausgleich unter den Landern 
nicht teil. 

(2) Solange das Land Berlin am Finanzaus- 
gleich unter den Ländern nicht teilnimmt, 
erhält es einen Zuschuß aus Bundesmitteln 


nach § 16 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
in der Fassung des Artikels II des Gesetzes 
zur Verlängerung der Geltungsdauer und 
zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ vom 
26. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 88). 

§ 14 

Auskunftspflicht 

Die zuständigen Landesbehörden sind ver- 
pflichtet, dem Bundesminister der Finanzen 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen und ihre 
sachliche Richtigkeit von der obersten Rech- 
nungsprüfungsbehörde des Landes bestäti- 
gen zu lassen. 

§ 15 

Außerkrafttreten des Zerlegungsgesetzes 

Das Gesetz über die Steuerberechtigung 
und die Zerlegung bei der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer (Zerlegungs- 
gesetz) vom 29. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 225) ist, mit Ausnahme der §§ 1 und 9, 
auf die nach dem 31. Dezember 1954 begin- 
nenden Veranlagungszeiträume und auf die 
nach diesem Zeitpunkt endenden Lohnzah- 
lungszeiträume nicht mehr anzu wenden. 

§ 16 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz ist, soweit § 15 nichts ande- 
res bestimmt, erstmals für das Rechnungs- 
jahr 1955 anzuwenden; es tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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